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Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier AfD  
vom 23.05.2026

Fragen zu den Auswirkungen der europäischen Verpackungsverordnung PPWR 
auf Bayern

Die Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und Verpackungsabfälle (Packaging 
and Packaging Waste Regulation – PPWR) greift tief in Produktion, Vertrieb, Gastro-
nomie, Hotellerie, Handel, Lebensmittelwirtschaft, Verpackungsindustrie, Logistik 
und kommunale Entsorgungsstrukturen ein. Neben allgemeinen Anforderungen an 
Verpackungen, Recyclingfähigkeit, Rezyklateinsatz, Konformitätsbewertung, Kenn-
zeichnung, Wiederverwendung und Herstellerverantwortung betrifft die PPWR ins-
besondere auch das ab 2030 vorgesehene Verbot bestimmter Einweg-Kunststoffver-
packungen, darunter Einzelportionen für Würzmittel, Aufstriche, Soßen, Kaffeesahne, 
Zucker und Gewürze im Gastgewerbe. Für bayerische Unternehmen entstehen dadurch 
erhebliche Rechtsunsicherheiten, Investitionsrisiken, Umstellungskosten und mög-
liche Wettbewerbsnachteile. Die Staatsregierung wird daher um Auskunft gebeten, 
welchen Kenntnisstand sie zu den konkreten Auswirkungen auf Bayern hat, welche 
Maßnahmen sie gegenüber Bund und EU ergriffen hat und welche wirtschaftlichen 
Folgen sie für die betroffenen Branchen erwartet.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Wie stellt sich nach Kenntnis der Staatsregierung der aktuelle Um-
setzungsstand der Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle auf EU-, Bundes- und Landesebene dar?  �   4

1.2	 Welche Regelungen der PPWR betreffen nach Einschätzung der 
Staatsregierung bayerische Unternehmen besonders stark (bitte nach 
Regelungsbereich, betroffener Branche, maßgeblicher Frist und zu-
ständiger Vollzugsebene tabellarisch darstellen)?  �   4

1.3	 Welche Termine, Übergangsfristen, delegierten Rechtsakte, Durchführungs-
rechtsakte und nationalen Umsetzungsschritte sind der Staatsregierung 
zur PPWR bekannt (bitte mit Datum, Rechtsgrundlage, Zuständigkeit und 
erwarteter Wirkung auf Bayern tabellarisch darstellen)?  �   4

2.1	 Wie hat sich die Staatsregierung seit Beginn des EU-Gesetzgebungs-
verfahrens zur PPWR gegenüber der Europäischen Kommission, dem 
Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der 
Bundesregierung eingebracht (bitte nach Datum, Adressat, Inhalt, 
Zielsetzung und Ergebnis tabellarisch darstellen)?  �   5
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2.2	 Welche konkreten Stellungnahmen, Bundesratsinitiativen, Ressortab-
stimmungen, Ministerschreiben, Fachgespräche oder sonstigen Inter-
ventionen hat die Staatsregierung zur PPWR vorgenommen (bitte 
nach Datum, federführendem Ressort, Beteiligten, Kernaussage und 
Dokumentenstatus tabellarisch darstellen)?  �   5

2.3	 Welche Forderungen hat die Staatsregierung im Zusammenhang mit 
praxisgerechten Übergangsfristen, klaren Begriffsbestimmungen, 
technologieneutralen Alternativen, Lebenszyklusanalysen und Büro-
kratievermeidung vertreten?  �   5

3.1	 Wie viele Unternehmen in Bayern sind nach Kenntnis der Staats-
regierung von den Vorgaben der PPWR unmittelbar oder mittelbar 
betroffen (bitte nach Branche, Regierungsbezirk, Unternehmensgröße 
und Art der Betroffenheit tabellarisch darstellen)?  �   6

3.2	 Welche bayerischen Branchen sind nach Einschätzung der Staats-
regierung besonders von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der PPWR be-
troffen (bitte insbesondere Lebensmittelherstellung, Verpackungsindustrie, 
Gastronomie, Hotellerie, Catering, Pflegeeinrichtungen, Gemeinschafts-
verpflegung, Handel und Logistik gesondert ausweisen)?  �   6

3.3	 Welche Daten liegen der Staatsregierung zur Anzahl bayerischer Be-
triebe vor, die Einwegkunststoffverpackungen für Würzmittel, Auf-
striche, Soßen, Kaffeesahne, Zucker, Gewürze oder vergleichbare 
Einzelportionen verwenden, herstellen, vertreiben oder entsorgen?  �   6

4.1	 Wie beziffert die Staatsregierung den voraussichtlichen wirtschaft-
lichen Schaden für bayerische Unternehmen durch die PPWR ins-
gesamt (bitte nach Branche, Kostenart, Zeitraum und Datenquelle 
tabellarisch darstellen)?  �   6

4.2	 Welche Umstellungskosten erwartet die Staatsregierung für bayeri-
sche Unternehmen durch neue Anforderungen an Recyclingfähigkeit, 
Rezyklateinsatz, Kennzeichnung, Konformitätsbewertung, Wiederver-
wendung, Dokumentationspflichten und Herstellerverantwortung?  �   6

4.3	 Welche Mehrkosten erwartet die Staatsregierung für bayerische Gastro-
nomie-, Hotel-, Catering-, Pflege- und Gemeinschaftsverpflegungs-
betriebe durch das ab 2030 vorgesehene Verbot bestimmter Einweg-
kunststoffverpackungen für verzehrfertige Einzelportionen?  �   7

5.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung zu verfügbaren markt-
reifen Alternativen für die von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der PPWR 
betroffenen Einzelportionsverpackungen vor?  �   7

5.2	 Welche Risiken sieht die Staatsregierung durch den Wegfall von Einzel-
portionen für Lebensmittelsicherheit, Hygiene, Haltbarkeit, Portionsgenauig-
keit, Verbraucherakzeptanz und Lebensmittelverschwendung?  �   7

5.3	 Welche bayerischen Forschungsprojekte, Modellvorhaben, Unter-
nehmensinitiativen oder Förderprogramme befassen sich mit bio-
basierten, recyclingfähigen, kompostierbaren, kreislauffähigen oder 
mehrwegfähigen Verpackungsalternativen?  �   7
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6.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Auswirkungen der PPWR auf 
kleine und mittlere Unternehmen in Bayern (bitte nach Branche, Büro-
kratiebelastung, Investitionsbedarf und Wettbewerbswirkung tabella-
risch darstellen)?  �   8

6.2	 Welche zusätzlichen Verwaltungs-, Dokumentations-, Nachweis-, 
Prüf- und Meldepflichten entstehen nach Einschätzung der Staats-
regierung für bayerische Unternehmen durch die PPWR?  �   8

6.3	 Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf Preise, Liefer-
ketten, Produktverfügbarkeit, regionale Erzeuger, Direktvermarkter, 
Metzgereien, Bäckereien, Brauereien, Molkereien, Gastronomiebetriebe 
und Wochenmärkte in Bayern?  �   8

7.1	 Welche Vollzugsbehörden in Bayern werden nach Einschätzung der 
Staatsregierung für Kontrolle, Überwachung, Beratung, Sanktionie-
rung oder sonstige Umsetzung der PPWR zuständig sein?  �   8

7.2	 Welche zusätzlichen Personal-, Sach- und IT-Kosten erwartet die 
Staatsregierung beim Freistaat Bayern, bei Bezirksregierungen, Kreis-
verwaltungsbehörden, Landesämtern oder sonstigen öffentlichen 
Stellen durch die Umsetzung der PPWR?  �   8

7.3	 Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Information, Be-
ratung und Entlastung bayerischer Unternehmen im Zusammenhang 
mit der PPWR?  �   9

8.1	 Welche Folgen erwartet die Staatsregierung für das bayerische Ab-
fallaufkommen, die kommunale Entsorgungswirtschaft, duale Systeme, 
Recyclingunternehmen und Kreislaufwirtschaftsstrukturen durch die 
PPWR?  �   9

8.2	 Welche Ausnahmen, Übergangsregelungen, Härtefallregelungen oder 
nationalen Spielräume hält die Staatsregierung im Rahmen der PPWR 
für rechtlich möglich und wirtschaftlich notwendig?  �   9

8.3	 Welche weiteren Schritte plant die Staatsregierung gegenüber Bund 
und EU, um bayerische Unternehmen vor unverhältnismäßigen Be-
lastungen, Rechtsunsicherheit, Wettbewerbsnachteilen und nicht 
praxistauglichen Verpackungsverboten zu schützen?  �   9

Hinweise des Landtagsamts  �   10
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Antwort  
des Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, 
dem Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Touris-
mus und dem Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention  
vom 10.07.2026

1.1	 Wie stellt sich nach Kenntnis der Staatsregierung der aktuelle Um-
setzungsstand der Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle auf EU-, Bundes- und Landesebene dar?

Die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle (EU) 2025/40, kurz EU-Verpackungsverordnung (PPWR), ist seit 
11.02.2025 in Kraft und gilt in weiten Teilen unmittelbar ab dem 12.08.2026 in allen 
EU-Mitgliedstaaten. Sie wird in den kommenden Jahren an diversen Stellen durch 
delegierte Rechtsakte bzw. Durchführungsrechtsakte zu einzelnen Themen ergänzt 
werden. In Deutschland ist geplant, dass mit dem Gesetz zur Anpassung des Ver-
packungsrechts und anderer Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 2025/40 (Ver-
packungsrecht-Durchführungsgesetz – VerpackDG) Anpassungen des bisherigen 
nationalen Verpackungsrechts erfolgen. Das VerpackDG wurde am 11.06.2026 im 
Plenum des Bundestages beschlossen.

1.2	 Welche Regelungen der PPWR betreffen nach Einschätzung der 
Staatsregierung bayerische Unternehmen besonders stark (bitte 
nach Regelungsbereich, betroffener Branche, maßgeblicher Frist 
und zuständiger Vollzugsebene tabellarisch darstellen)?

Soweit für die Wirtschaft Mehrkosten im Zusammenhang mit dem Verpackungsrecht-
Durchführungsgesetz entstehen, leiten sich diese aus der PPWR ab (vgl. BT-Drs. 
21/5346, S. 78 unter Verweis auf die Folgenabschätzung der Europäischen Kom-
mission). Eine Zuschlüsselung des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft auf die 
einzelnen Normen des nationalen Anpassungsgesetzes enthält die Begründung zum 
VerpackDG-Entwurf (BT-Drs. 21/5346, S. 78 ff.).

1.3	 Welche Termine, Übergangsfristen, delegierten Rechtsakte, Durch-
führungsrechtsakte und nationalen Umsetzungsschritte sind der 
Staatsregierung zur PPWR bekannt (bitte mit Datum, Rechtsgrund-
lage, Zuständigkeit und erwarteter Wirkung auf Bayern tabellarisch 
darstellen)?

Die Deutsche Industrie- und Handelskammer hat ein Merkblatt zur PPWR veröffent-
licht, das eine Übersicht der wichtigsten Änderungen der PPWR mit geplanten Durch-
führungsrechtsakten/delegierten Rechtsakten enthält (Link1, S. 3 ff.). Darüber hinaus 
wird auf die Antworten zu den Fragen 1.1 und 8.2 verwiesen.

1	 https://www.dihk.de/resource/blob/128168/a5682083c196b98fbc86d2e49d57af05/klima-dihk-
merkblatt-verpackungsverordnung-ppwr-data.pdf
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2.1	 Wie hat sich die Staatsregierung seit Beginn des EU-Gesetzgebungs-
verfahrens zur PPWR gegenüber der Europäischen Kommission, dem 
Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der 
Bundesregierung eingebracht (bitte nach Datum, Adressat, Inhalt, 
Zielsetzung und Ergebnis tabellarisch darstellen)?

2.2	 Welche konkreten Stellungnahmen, Bundesratsinitiativen, Ressort-
abstimmungen, Ministerschreiben, Fachgespräche oder sonstigen 
Interventionen hat die Staatsregierung zur PPWR vorgenommen (bitte 
nach Datum, federführendem Ressort, Beteiligten, Kernaussage und 
Dokumentenstatus tabellarisch darstellen)?

2.3	 Welche Forderungen hat die Staatsregierung im Zusammenhang mit 
praxisgerechten Übergangsfristen, klaren Begriffsbestimmungen, 
technologieneutralen Alternativen, Lebenszyklusanalysen und Büro-
kratievermeidung vertreten?

Die Fragen 2.1 bis 2.3 werden gemeinsam beantwortet.

Sowohl im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren zur PPWR als auch im noch lau-
fenden Gesetzgebungsverfahren für das VerpackDG hat sich die Staatsregierung 
für bürokratiearme und praxistaugliche Lösungen eingesetzt. Beispielsweise hat das 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) bereits im Jahr 2023 im 
Bundesratsausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BR-Drs. 89/23) 
einen Antrag auf Änderung des Vorschlags für eine EU-Verpackungsverordnung ge-
stellt. Unter anderem hat das StMUV die neuen und komplexen Dokumentations- und 
Zertifizierungspflichten für Wirtschaftsakteure kritisiert und gefordert, diese auf Not-
wendigkeit und Sinnhaftigkeit zu überprüfen sowie angemessene und praktikable Lö-
sungen zu finden. Ebenfalls kritisiert wurde die Vielzahl der vorgesehenen delegierten 
Rechtsakte. Außerdem hat sich das StMUV für ganzheitliche Lebenszyklusanalysen 
von Verpackungen anstelle eines pauschalen Vorrangs von Mehrweglösungen ein-
gesetzt. Beim Thema Recycling hat sich das StMUV zudem für einen technologie-
offenen Ansatz ausgesprochen.

Auf nationaler Ebene hat sich das StMUV im Rahmen der Länderbeteiligung zum 
Referentenentwurf des VerpackDG (Dezember 2025) sowie der Bundesratsbehandlung 
des VerpackDG im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(März 2026, BR-Drs. 98/26) eingebracht. Das StMUV hat sich unter anderem gegen 
eine Übererfüllung der Vorgaben der PPWR und für Technologieoffenheit eingesetzt. 
Außerdem hat sich das StMUV für eine möglichst bürokratiearme Ausgestaltung des 
Verpackungsrechts eingesetzt und sich gegen zusätzlichen bürokratischen Aufwand 
ausgesprochen.

Zudem hat sich die Staatsregierung im Rahmen des „Omnibus-Pakets Umwelt“ der 
EU für bürokratische Erleichterungen und Vereinfachung des EU-Rechts eingesetzt, 
u. a. im Zusammenhang mit der PPWR.
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3.1	 Wie viele Unternehmen in Bayern sind nach Kenntnis der Staats-
regierung von den Vorgaben der PPWR unmittelbar oder mittelbar 
betroffen (bitte nach Branche, Regierungsbezirk, Unternehmensgröße 
und Art der Betroffenheit tabellarisch darstellen)?

Die PPWR betrifft Unternehmen, die verpackte Produkte in Verkehr bringen oder Ver-
packungen nutzen. Individuelle Daten zur Betroffenheit liegen nicht vor.

3.2	 Welche bayerischen Branchen sind nach Einschätzung der Staats-
regierung besonders von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der PPWR be-
troffen (bitte insbesondere Lebensmittelherstellung, Verpackungs-
industrie, Gastronomie, Hotellerie, Catering, Pflegeeinrichtungen, 
Gemeinschaftsverpflegung, Handel und Logistik gesondert aus-
weisen)?

Anhang V Nr. 4 der PPWR bezieht sich auf die Beschränkung der Verwendung von 
Einwegkunststoffverpackungen für Würzmittel, Aufstriche, Soßen, Kaffeesahne, Zu-
cker und Gewürze im Gastgewerbe. Betroffen sind insbesondere die in der Frage 
genannten Branchen, aber es gibt Ausnahmen. Krankenhäuser, Kliniken und Pflege-
heime sind ausgenommen. Auch Einwegkunststoffverpackungen für Einzelportionen, 
die zusammen mit Speisen zum Mitnehmen zum unmittelbaren Verzehr ohne weite-
re Zubereitung bereitgestellt werden, sind ausgenommen. Auswirkungen durch die 
Beschränkung werden vor allem dort erwartet, wo bislang Einwegverpackungen für 
Einzelportionen eingesetzt bzw. hergestellt werden.

3.3	 Welche Daten liegen der Staatsregierung zur Anzahl bayerischer Be-
triebe vor, die Einwegkunststoffverpackungen für Würzmittel, Auf-
striche, Soßen, Kaffeesahne, Zucker, Gewürze oder vergleichbare 
Einzelportionen verwenden, herstellen, vertreiben oder entsorgen?

Gemäß der monatlichen und vierteljährlichen Erhebung im Verarbeitenden Gewerbe 
gibt es in Bayern 112 Betriebe, die Verpackungsmittel aus Kunststoff herstellen. Daten 
zu den genannten Verpackungsarten werden im Güterverzeichnis der Produktions-
statistik (GP 2019) nicht differenziert ausgewiesen.

4.1	 Wie beziffert die Staatsregierung den voraussichtlichen wirtschaft-
lichen Schaden für bayerische Unternehmen durch die PPWR ins-
gesamt (bitte nach Branche, Kostenart, Zeitraum und Datenquelle 
tabellarisch darstellen)?

4.2	 Welche Umstellungskosten erwartet die Staatsregierung für bayeri-
sche Unternehmen durch neue Anforderungen an Recyclingfähigkeit, 
Rezyklateinsatz, Kennzeichnung, Konformitätsbewertung, Wiederver-
wendung, Dokumentationspflichten und Herstellerverantwortung?
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4.3	 Welche Mehrkosten erwartet die Staatsregierung für bayerische 
Gastronomie-, Hotel-, Catering-, Pflege- und Gemeinschaftsver-
pflegungsbetriebe durch das ab 2030 vorgesehene Verbot bestimmter 
Einwegkunststoffverpackungen für verzehrfertige Einzelportionen?

Die Fragen 4.1 bis 4.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Auf die Folgenabschätzung der Bundesregierung im Zuge des Gesetzentwurfs zum 
VerpackDG wird verwiesen. Soweit für die Wirtschaft Mehrkosten im Zusammenhang mit 
dem VerpackDG entstehen, leiten sich diese aus der PPWR ab (vgl. BT-Drs. 21/5346, 
S. 78 unter Verweis auf die Folgenabschätzung der Europäischen Kommission). Durch 
das nationale Anpassungsgesetz ergeben sich für Unternehmen in Deutschland zu-
sätzliche jährliche Belastungen von ca. 2.457.000 Euro, wovon ca. 957.000 Euro auf 
einen Anstieg der Bürokratiekosten aus Informationspflichten zurückzuführen sind. 
Der Wegfall des Verpackungsgesetzes und dessen jährlicher Erfüllungsaufwand 
wurde berücksichtigt. Hinzu kommt ein einmaliger Umstellungsaufwand für die Wirt-
schaft in Höhe von ca. 4.458.000 Euro, wovon 1.158.000 Euro auf Bürokratiekosten 
aus Informationspflichten entfallen. Eine Aufschlüsselung dieser Kosten auf die einzel-
nen, sich aus dem VerpackDG ergebenden Pflichten für die Wirtschaft fehlt in der 
Gesetzesbegründung (BT-Drs. 21/5346, S. 78 ff.).

Auf Länderebene gibt es keine weiter gehende Aufschlüsselung dieser Daten.

5.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung zu verfügbaren 
marktreifen Alternativen für die von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der 
PPWR betroffenen Einzelportionsverpackungen vor?

Alternativen für die in Anhang V Nr. 4 genannten Einwegkunststoffverpackungen sind 
vor allem abhängig vom konkreten Produkt und Einsatzzweck. Infrage kommen etwa 
Spender- und Dosiersysteme oder Mehrwegbehälter.

5.2	 Welche Risiken sieht die Staatsregierung durch den Wegfall von 
Einzelportionen für Lebensmittelsicherheit, Hygiene, Haltbarkeit, 
Portionsgenauigkeit, Verbraucherakzeptanz und Lebensmittelver-
schwendung?

Besonderen Risiken und Sachverhalten zur Lebensmittelsicherheit, Hygiene oder Halt-
barkeit wird in der Verordnung Rechnung getragen, indem auf die geltenden Rechts-
vorschriften verwiesen wird. Der Lebensmittelunternehmer ist verpflichtet, diese ein-
zuhalten.

5.3	 Welche bayerischen Forschungsprojekte, Modellvorhaben, Unter-
nehmensinitiativen oder Förderprogramme befassen sich mit bio-
basierten, recyclingfähigen, kompostierbaren, kreislauffähigen oder 
mehrwegfähigen Verpackungsalternativen?

Das Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) bietet 
verschiedene Technologieförderprogramme zur Unterstützung von Forschung und Ent-
wicklung im Bereich biobasierter, recyclingfähiger, kompostierbarer, kreislauffähiger 
oder mehrwegfähiger Verpackungsalternativen. Insbesondere in der Förderlinie Mate-
rialien und Werkstoffe des bayerischen Verbundforschungsprogramms (BayVFP) wird 
das Thema Recycling adressiert. Anträge für industrielle Forschung sowie experimen-
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telle Entwicklung können gestellt werden. Die technologieoffenen Förderprogramme 
des StMWi – etwa das Bayerische Technologieförderungsprogramm plus (BayTP+) – 
unterstützen verschiedenste Innovationsvorhaben, auch Projekte zu nachhaltigen Ver-
packungsalternativen, sofern alle Fördervoraussetzungen gegeben sind.

Aus dem bayerischen Transformationsfonds stehen insgesamt rund 350 Mio. Euro für 
die Förderung von Transformationsvorhaben im gesamten Freistaat zur Verfügung. 
Förderfähig sind unter anderem Investitionen in Anlagen zum chemischen oder bio-
chemischen Recycling von Kunststoffabfällen oder sonstige innovative Recycling-
anlagen mit erheblichem Klimaschutzeffekt.

6.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Auswirkungen der PPWR auf 
kleine und mittlere Unternehmen in Bayern (bitte nach Branche, 
Bürokratiebelastung, Investitionsbedarf und Wettbewerbswirkung 
tabellarisch darstellen)?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 4.1 bis 4.3 verwiesen.

6.2	 Welche zusätzlichen Verwaltungs-, Dokumentations-, Nachweis-, 
Prüf- und Meldepflichten entstehen nach Einschätzung der Staats-
regierung für bayerische Unternehmen durch die PPWR?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 4.1 bis 4.3 verwiesen.

6.3	 Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf Preise, Liefer-
ketten, Produktverfügbarkeit, regionale Erzeuger, Direktvermarkter, 
Metzgereien, Bäckereien, Brauereien, Molkereien, Gastronomiebetriebe 
und Wochenmärkte in Bayern?

Belastbare Aussagen zur besonderen Betroffenheit einzelner Sektoren oder Produk-
tions-/Verarbeitungs-/Absatzstufen sowie eine Quantifizierung der Mehrkosten/Aus-
wirkungen der PPWR bzw. des VerpackDG-Entwurfs sind derzeit aufgrund der Viel-
schichtigkeit der grundsätzlich betroffenen Bereiche nicht möglich. Der Umfang der 
Auswirkungen kann erst nach Inkrafttreten empirisch ermittelt werden.

7.1	 Welche Vollzugsbehörden in Bayern werden nach Einschätzung der 
Staatsregierung für Kontrolle, Überwachung, Beratung, Sanktionie-
rung oder sonstige Umsetzung der PPWR zuständig sein?

Nach Art. 25 Abs. 1 Satz 1 Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz (BayAbfG) ist für den 
Vollzug von Verordnungen der Europäischen Union im Bereich der Abfallwirtschaft 
die Regierung zuständig, soweit nichts anderes bestimmt ist.

7.2	 Welche zusätzlichen Personal-, Sach- und IT-Kosten erwartet die 
Staatsregierung beim Freistaat Bayern, bei Bezirksregierungen, 
Kreisverwaltungsbehörden, Landesämtern oder sonstigen öffentli-
chen Stellen durch die Umsetzung der PPWR?

Es wird auf die Folgenabschätzung der Bundesregierung im Zuge des Gesetzentwurfs 
zum VerpackDG verwiesen. Soweit für die Verwaltung Mehrkosten entstehen, leiten sich 
diese aus der PPWR ab (vgl. BT-Drs. 21/5346, S. 82 ff. unter Verweis auf die Folgen-
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abschätzung der Europäischen Kommission). Durch das VerpackDG entsteht für die 
Länder und Kommunen geringfügiger laufender und einmaliger Erfüllungsaufwand.

7.3	 Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Information, Be-
ratung und Entlastung bayerischer Unternehmen im Zusammenhang 
mit der PPWR?

Die bayerischen Industrie- und Handelskammern stellen auf ihren Internetseiten um-
fangreiche Informationen, Leitfäden und Ansprechpartner zur Umsetzung der PPWR 
zur Verfügung. Darüber hinaus nimmt die Staatsregierung am Bund-Länder-Austausch 
zum Verpackungsrecht teil, indem u. a. Antworten zu häufigen Fragen zur Umsetzung 
der PPWR erarbeitet werden.

8.1	 Welche Folgen erwartet die Staatsregierung für das bayerische Abfall-
aufkommen, die kommunale Entsorgungswirtschaft, duale Systeme, 
Recyclingunternehmen und Kreislaufwirtschaftsstrukturen durch die 
PPWR?

Übergeordnetes Ziel der PPWR ist es, Verpackungsabfälle zu reduzieren und die 
Kreislaufwirtschaft zu stärken, indem Verpackungen wiederverwendbar und besser 
recyclingfähig gestaltet werden sowie die Verwendung von Rezyklat gefördert wird. Ent-
sprechende Auswirkungen werden mittelfristig auch für den Freistaat Bayern erwartet.

8.2	 Welche Ausnahmen, Übergangsregelungen, Härtefallregelungen 
oder nationalen Spielräume hält die Staatsregierung im Rahmen der 
PPWR für rechtlich möglich und wirtschaftlich notwendig?

Die PPWR trat bereits am 11.02.2025 in Kraft; wesentliche Teile gelten nach einer 
18-monatigen Übergangsfrist ab 12.08.2026. Art. 70 PPWR und § 68 des VerpackDG-
Entwurfs enthalten zahlreiche Übergangsregelungen mit unterschiedlichen Fristen. 
Die PPWR verlangt teils nationale Regelungen bzw. lässt Ermessensspielräume zu. 
Die Staatsregierung setzt sich für eine 1:1-Umsetzung der PPWR ein.

8.3	 Welche weiteren Schritte plant die Staatsregierung gegenüber Bund 
und EU, um bayerische Unternehmen vor unverhältnismäßigen Be-
lastungen, Rechtsunsicherheit, Wettbewerbsnachteilen und nicht 
praxistauglichen Verpackungsverboten zu schützen?

Die Staatsregierung hat sich im Gesetzgebungsverfahren zur Anpassung des natio-
nalen Rechts (VerpackDG) an die PPWR für eine bürokratiearme 1:1-Umsetzung der 
EU-Vorgaben eingesetzt. Diese Position wird weiterhin vertreten.

Darüber hinaus wird auf die Antwort zu der Frage 7.3 verwiesen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite 10 / 10 Drucksache 19 / 12820

http://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
http://www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen

	Deckblatt
	Initiativdrucksache 19/12820 vom 10.08.2026
	1.1	Wie stellt sich nach Kenntnis der Staatsregierung der aktuelle Umsetzungsstand der Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und Verpackungsabfälle auf EU-, Bundes- und Landesebene dar?
	1.2	Welche Regelungen der PPWR betreffen nach Einschätzung der Staatsregierung bayerische Unternehmen besonders stark (bitte nach Regelungsbereich, betroffener Branche, maßgeblicher Frist und zuständiger Vollzugsebene tabellarisch darstellen)?
	1.3	Welche Termine, Übergangsfristen, delegierten Rechtsakte, Durchführungsrechtsakte und nationalen Umsetzungsschritte sind der Staatsregierung zur PPWR bekannt (bitte mit Datum, Rechtsgrundlage, Zuständigkeit und erwarteter Wirkung auf Bayern tabellaris

	2.1	Wie hat sich die Staatsregierung seit Beginn des EU-Gesetzgebungsverfahrens zur PPWR gegenüber der Europäischen Kommission, dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Bundesregierung eingebracht (bitte nach Datum, Adressat, Inh
	2.2	Welche konkreten Stellungnahmen, Bundesratsinitiativen, Ressortabstimmungen, Ministerschreiben, Fachgespräche oder sonstigen Interventionen hat die Staatsregierung zur PPWR vorgenommen (bitte nach Datum, federführendem Ressort, Beteiligten, Kernaussag
	2.3	Welche Forderungen hat die Staatsregierung im Zusammenhang mit praxisgerechten Übergangsfristen, klaren Begriffsbestimmungen, technologieneutralen Alternativen, Lebenszyklusanalysen und Bürokratievermeidung vertreten?

	3.1	Wie viele Unternehmen in Bayern sind nach Kenntnis der Staatsregierung von den Vorgaben der PPWR unmittelbar oder mittelbar betroffen (bitte nach Branche, Regierungsbezirk, Unternehmensgröße und Art der Betroffenheit tabellarisch darstellen)?
	3.2	Welche bayerischen Branchen sind nach Einschätzung der Staatsregierung besonders von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der PPWR betroffen (bitte insbesondere Lebensmittelherstellung, Verpackungsindustrie, Gastronomie, Hotellerie, Catering, Pflegeeinrichtunge
	3.3	Welche Daten liegen der Staatsregierung zur Anzahl bayerischer Betriebe vor, die Einwegkunststoffverpackungen für Würzmittel, Aufstriche, Soßen, Kaffeesahne, Zucker, Gewürze oder vergleichbare Einzelportionen verwenden, herstellen, vertreiben oder ent

	4.1	Wie beziffert die Staatsregierung den voraussichtlichen wirtschaftlichen Schaden für bayerische Unternehmen durch die PPWR insgesamt (bitte nach Branche, Kostenart, Zeitraum und Datenquelle tabellarisch darstellen)?
	4.2	Welche Umstellungskosten erwartet die Staatsregierung für bayerische Unternehmen durch neue Anforderungen an Recyclingfähigkeit, Rezyklateinsatz, Kennzeichnung, Konformitätsbewertung, Wiederverwendung, Dokumentationspflichten und Herstellerverantwortu
	4.3	Welche Mehrkosten erwartet die Staatsregierung für bayerische Gastronomie-, Hotel-, Catering-, Pflege- und Gemeinschaftsverpflegungsbetriebe durch das ab 2030 vorgesehene Verbot bestimmter Einwegkunststoffverpackungen für verzehrfertige Einzelportione

	5.1	Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung zu verfügbaren marktreifen Alternativen für die von Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der PPWR betroffenen Einzelportionsverpackungen vor?
	5.2	Welche Risiken sieht die Staatsregierung durch den Wegfall von Einzelportionen für Lebensmittelsicherheit, Hygiene, Haltbarkeit, Portionsgenauigkeit, Verbraucherakzeptanz und Lebensmittelverschwendung?
	5.3	Welche bayerischen Forschungsprojekte, Modellvorhaben, Unternehmensinitiativen oder Förderprogramme befassen sich mit biobasierten, recyclingfähigen, kompostierbaren, kreislauffähigen oder mehrwegfähigen Verpackungsalternativen?

	6.1	Wie bewertet die Staatsregierung die Auswirkungen der PPWR auf kleine und mittlere Unternehmen in Bayern (bitte nach Branche, Bürokratiebelastung, Investitionsbedarf und Wettbewerbswirkung tabellarisch darstellen)?
	6.2	Welche zusätzlichen Verwaltungs-, Dokumentations-, Nachweis-, Prüf- und Meldepflichten entstehen nach Einschätzung der Staatsregierung für bayerische Unternehmen durch die PPWR?
	6.3	Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf Preise, Lieferketten, Produktverfügbarkeit, regionale Erzeuger, Direktvermarkter, Metzgereien, Bäckereien, Brauereien, Molkereien, Gastronomiebetriebe und Wochenmärkte in Bayern?

	7.1	Welche Vollzugsbehörden in Bayern werden nach Einschätzung der Staatsregierung für Kontrolle, Überwachung, Beratung, Sanktionierung oder sonstige Umsetzung der PPWR zuständig sein?
	7.2	Welche zusätzlichen Personal-, Sach- und IT-Kosten erwartet die Staatsregierung beim Freistaat Bayern, bei Bezirksregierungen, Kreisverwaltungsbehörden, Landesämtern oder sonstigen öffentlichen Stellen durch die Umsetzung der PPWR?
	7.3	Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Information, Beratung und Entlastung bayerischer Unternehmen im Zusammenhang mit der PPWR?

	8.1	Welche Folgen erwartet die Staatsregierung für das bayerische Abfallaufkommen, die kommunale Entsorgungswirtschaft, duale Systeme, Recyclingunternehmen und Kreislaufwirtschaftsstrukturen durch die PPWR?
	8.2	Welche Ausnahmen, Übergangsregelungen, Härtefallregelungen oder nationalen Spielräume hält die Staatsregierung im Rahmen der PPWR für rechtlich möglich und wirtschaftlich notwendig?
	8.3	Welche weiteren Schritte plant die Staatsregierung gegenüber Bund und EU, um bayerische Unternehmen vor unverhältnismäßigen Belastungen, Rechtsunsicherheit, Wettbewerbsnachteilen und nicht praxistauglichen Verpackungsverboten zu schützen?

	Hinweise des Landtagsamts


